
Gemeinsam  gegen  die  NATO!
Bericht  der  internationalen
Delegation aus Den Haag
Yorick F./Flo Weitling, zuerst veröffentlicht in der Infomail 1285 der Gruppe
Arbeiter:innenmacht, 27. Juni 2025 – 5 Minuten Lesezeit

Vom 23.06. bis 25.06. fand der 38. NATO-Gipfel in Den Haag statt. Rutte,
Trump, Merz, Macron und Co. fanden sich in der Stadt des Internationalen
Gerichtshofs ein – nicht, um dort für ihre zahllosen Kriegsverbrechen zur
Rechenschaft  gezogen  zu  werden,  sondern  um  noch  viel  mehr  davon
vorzubereiten.

Mit dem Beschluss, alle NATO-Staaten dazu zu verpflichten, 5 % des BIP
jährlich in Rüstungsausgaben zu stecken (in der BRD immerhin etwa die
Hälfte des gesamten Bundeshaushalts),  beschloss die NATO ein seit  dem
Kalten Krieg beispielloses Aufrüstungsprogramm. Historisch war auch das
Aufgebot der niederländischen Polizei in Den Haag: Bereits ab dem 20.06.
waren über 30.000 Bullen im Einsatz, damit etwa die Hälfte der gesamten
niederländischen Polizei (!).

Protest gegen den NATO-Gipfel
Zu diesem Anlass versammelten sich am Wochenende des 21. und 22. Juni
Aktivist:innen gegen die Kriegsanstrengungen der NATO. Wir selbst waren
mit einer Delegation von Genoss:innen der Jugendorganisation Revolution
und der Gruppe Arbeiter:innenmacht am Wochenende in Den Haag, um am
Gegengipfel  der  „tegentopcoalitie“  (Gegengipfelkoalition)  und  der
Demonstration am Tag danach teilzunehmen. Dieser wurde vor allem von der
„Nieuwe  Vredesbeweging“  (Neuen  Friedensbewegung),  ROOD  –
Socialistische Jongeren (ROT – Sozialistische Jugend; bis zum Bruch 2021
Jugendorganisation  der  SP)  sowie  der  Revolutionair  Socialistische  Partij
(Revolutionär-Sozialistische Partei; RSP) organisiert. Dieser war einer von 3
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parallel  stattfindenden  Gegengipfeln.  Obwohl  er  maßgeblich  von
kleinbürgerlichen  Friedensaktivist:innen  dominiert  wurde,  haben  wir  auf
Einladung  von  ROOD  an  diesem  Gipfel  tei lgenommen.  Nicht
ausschlaggebend  war  für  uns  das  Programm  und  die  soziale
Zusammensetzung des Gegengipfels, sondern vielmehr die Möglichkeit, mit
jungen  Internationalist:innen  aus  verschiedenen  Ländern  in  Kontakt  zu
kommen und mit ihnen über Analysen, Strategien und Forderungen sowie
praktische  nächste  Schritte  gegen  die  NATO-Aufrüstung  zu  diskutieren.
Allein  dafür  hat  es  sich  definitiv  gelohnt!  Wir  konnten  produktive
Diskussionen mit Genoss:innen aus Ungarn, Serbien, Slowenien, Luxemburg,
Belgien und vor allem den Niederlanden führen und uns somit bereits am
Rande des Gegengipfels über mögliche Zusammenarbeit austauschen und die
Erfahrung unserer Arbeit gegenseitig teilen.

Im des Aufrufs zum Gegengipfel erkennt man, dass sich die NATO zu einem
Entscheidungstreffen zusammenfindet. Da wurde selbst der Fokus lieber auf
große  Namen  gelegt,  statt  ebenfalls  zu  entscheiden,  wie  man  sich  den
Kriegsplänen  widersetzen  kann.  Obwohl  Jeremy  Corbyn  nicht  kommen
konnte und wir so nur die Videobotschaft zu sehen bekamen, durften wir z. B.
Redner:innen  wie  dem  Vorsitzenden  der  belgischen  Partei  der  Arbeit
zuhören. Trotzdem bespielte der Gegengipfel durchaus interessante Themen,
ob über  die  Lage in  Palästina und den Nahen und Mittleren Osten,  die
Verbindung zu  anderen  sozialen  Bewegungen oder  konkrete  Panels  zum
Kampf  gegen  die  NATO international.  Nebenbei  wurden  wir  als  einzige
Delegation aus Deutschland mehrfach gefragt, ob es diese „Antideutschen“
eigentlich wirklich gäbe, da dies den meisten Personen berechtigterweise zu
absurd  schien,  um  wahr  zu  sein.  Denn  verdeutlicht  wurde  an  dem
Wochenende, als unsere Genoss:innen in Berlin gleichzeitig mit 50.000 für
Gaza demonstrierten, noch mal, dass außerhalb der BRD in der Linken der
Grundkonsens auf der Solidarität mit Palästina liegt.

Trotz interessanter Themen gab es in den Workshops einige klare politische
Schwächen, welche den Gegengipfel prägten: Zum einen gab es nur sehr
begrenzte  Diskussionsmöglichkeiten.  Die,  die  es  gab,  wurden  sehr  stark
durch die Moderation kontrolliert,  so dass eigentlich gar keine wirkliche



kontroverse  Diskussion  möglich  war.  Dabei  hätte  es  genügend  Punkte
gegeben, welche notwendig gewesen wären zu diskutieren. Ähnlich wie bei
vergleichbaren  Konferenzen  und  Kongressen  in  Deutschland  wurde  zwar
(begrenzt) diskutiert,  jedoch wurden keine gemeinsamen Beschlüsse über
Forderungen und gemeinsame Aktionen gefasst. Es bleibt genauso unklar
wie davor, was Charakter und Ziel einer Bewegung gegen die NATO sein
sollen und welche Schritte gegangen werden müssen, um diese international
aufzubauen. Perspektiven, wie wir aktiv über das Wochenende hinaus unsere
Anstrengungen  in  der  Aktion  vereinen  können,  wurden  vom  offiziellen
Programm nicht aufgeworfen, geschweige denn direkt geplant.

Auch  politisch-inhaltlich  gab  es  einige  haarsträubende  Äußerungen:
Dominiert war der Gegengipfel vor allem von Forderungen gegen die USA.
Diese sorge dafür, dass Europa bei der Verteidigung nicht „souverän“ sei.
Deshalb müsse v. a. die USA und die NATO als ihr verlängerter Arm aus
Europa gedrängt werden. Diese Perspektive ignoriert jedoch vollkommen die
Interessen des „eigenen“ Imperialismus, der sehr wohl auch ohne die USA
aufrüsten  würde,  als  Resultat  seiner  eigenen  Stellung  in  der
imperialistischen  Blockbildung.  Dabei  die  „Souveränität“  der  EU,
Frankreichs,  Belgiens  oder  Deutschlands  zu  fordern,  kommt  einer
Unterordnung unter den eigenen Hauptfeind gleich: Dieser steht nämlich
immer noch nicht im eigenen „Block“, sondern in erster Linie im eigenen
Land!

Abschluss
Am  darauffolgenden  Sonntag,  dem  22.06. ,  fand  ein  Treffen
internationalistischer und sozialistischer Kräfte statt. Dieses war einberufen
worden von RSP und ROOD. Insbesondere letzteren sind wir sehr dankbar
dafür, uns eingeladen zu haben, und für die solidarische Zusammenarbeit!
Dieses  Treffen  war  vor  allem  durch  reformistische,  zentristische  und
vereinzelt  stalinistische Kräfte  geprägt,  bot  aber  im Vergleich zum v.  a.
kleinbürgerlich  geprägten  Gegengipfel  eine  bessere  Grundlage  für
produktiven  Austausch.

Auch wenn es nur bei der Vorstellung der Organisationen und ihrer Arbeit in



verschiedenen Ländern geblieben ist, wurden so Kontakte ausgetauscht für
gemeinsame weitere Schritte. Diese müssen aber auch gegangen werden, um
eine schlagkräftige Bewegung gegen die NATO aufzubauen. Wie wir auch auf
dem Treffen argumentiert haben, treten wir deswegen für eine internationale
(Jugend-)Konferenz ein, auf welcher sich auf gemeinsame Forderungen und
Aktionen zur Durchsetzung unserer Ziele bindend geeinigt wird, um linke
Jugendliche, Arbeiter:innen und Unterdrückte und ihre Organisationen im
Kampf gegen diese Entwicklung in der Aktion zu vereinen.

Die  anschließende  Demonstration  brachte  etwa  fünf  bis  siebentausend
Menschen  auf  die  Straßen  Den  Haags.  Außerdem  fanden  während  des
Gipfels  auch  weitere  Gegenaktionen  und  Blockaden  statt,  bei  denen  die
Polizei mit brutaler Repression vorging und über 200 Personen festnahm.
Hier zeigten die Bullen des Trump-Fans Rutte ihr wahres Gesicht.

Trotz dieser massiven Repression blicken wir  auf  ein Wochenende voller
positiver und solidarischer Diskussionen zurück, das mit einem kraftvollen
gemeinsamen Ausdruck bei der Demonstration beendet wurde. Wir freuen
uns auf eine weitere Vertiefung der Zusammenarbeit mit den internationalen
Genoss:innen  und einen  starken  Kampf  gegen Militarisierung,  Krise  und
imperialistischen Krieg! Auf zum Sturz des Imperialismus!

Die Neue Seidenstraße – Chinas
Weg  zur  führenden
imperialistischen Weltmacht
VON JONATHAN FRÜHLING

Im Mai 2017 lud China zum Gipfeltreffen des „Belt and Road Forums“ ein
und die Welt kam: Über 100 Staaten, teilweise sogar vertreten durch ihre
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Regierungschefs, nahmen an dem Treffen teil. Alle wollen mitprofitieren an
der  „Neuen  Seidenstraße“,  dem  größten  Investitionsprogramm  seit  dem
Marshallplan  (Wiederaufbau  Westeuropas  nach  dem  Zweiten  Weltkrieg),
welches von China 2013 ausgerufen wurde. Die Bezeichnung „Seidenstraße“
ist  eine  propagandistische  Anlehnung  an  die  berühmte  historische
Seidenstraße,  die in der Antike und dem frühen Mittelalter Ostasien mit
Europa verband. China betont damit auch den wirtschaftlichen Charakter des
Projektes.

Um die Intention Chinas zu verstehen müssen wir zunächst auf Chinas eigene
Wirtschaft schauen. Seit einigen Jahren versucht China unabhängiger von
der Weltwirtschaft und damit krisensicherer zu werden. Deshalb hat es die
Infrastruktur  des  eigenen  Landes  massiv  ausgebaut  und  die  entlegenen
Reg ionen  im  Wes ten  des  Landes  en tw icke l t  und  mi t  dem
bevölkerungsreichen Osten verbunden. Dieses Entwicklungsmodell, welches
China ein stabiles Wachstum von zuletzt immerhin knapp 7% beschert hat,
ist nun im eigenen Land an seine Grenzen gestoßen. Momentan kann das
Wirtschaftswachstum nur mit einer massiven Staatsverschuldung aufrecht
erhalten werden.

Die neue Seidenstraße ist der Versuch ähnliche Projekte in ca. 65 Ländern
der  Erde  zu  verwirklichen.  Geplant  sind  Bahntrassen,  Häfen,  Straßen,
Pipelines, Güterumschlagsplätze und Stromleitungen. Geographisch wird in
die Richtungen Südostasien, Pakistan, vor allem aber dem zentralasiatischen
Raum mit Perspektive in den Nahen Osten und nach Europa geplant. Auch
Afrika hat für China als Rohstofflieferant und Absatzmarkt Relevanz und ist
deshalb  mit  eingeschlossen.  Dies  alles  wird  als  „on  Road“  bezeichnet,
während geplante Häfen für den Ausbau der Seewege entlang der Routen
Europa, Afrika → Asien als „on Belt“ bezeichnet werden.

Was verbirgt sich nun alles hinter der Politik einer neuen Seidenstraße? Zum
einen verfolgt China damit auch innenpolitische Interessen. Chinas gewaltige
Provinz  im Westen des  Landes  (Xinjiang)  ist  von einer  Reihe ethnischer
Minderheiten bewohnt, die teilweise bis heute die Unabhängigkeit fordern.
Durch eine handelsbedingte Entwicklung der Region erhofft sich China eine
Stabilisierung. Tatsächlich hat sich die Hauptstadt Ürümqi schon zu einem



Flugdrehkreuz  und  dem  wichtigsten  Handelszentrum  Zentralasiens
entwickelt.
Im Fokus stehen jedoch vor allem wirtschaftlichen Interessen. China möchte
seine Handelswege auf dem Land ausbauen, um notfalls etwas unabhängiger
vom leicht  angreifbaren  Seeweg  zu  werden.  Vor  allem aber  würden  so
Importe und Exporte schneller werden. Dies und der Ausbau der Seewege
sollen die Versorgung Chinas mit Rohstoffen sichergestellen. Natürlich will
China die Projekte vor allem von chinesischen Firmen umsetzen lassen. So
holt China das investierte Geld ins eigene Land und kann seine gewaltigen
Überkapazitäten im Stahl- und Baugewerbe abbauen.
Sehr wichtig ist aber auch die außenpolitische Komponente des „On Belt, On
Road“-Programms. China möchte die betreffenden Staaten stabilisieren, an
sich binden und somit zu Verbündeten in der Auseinandersetzung mit den
USA  machen.  Die  Seidenstraße  soll  deshalb  auch  zu  bilateralen
Handelsabkommen führen. Es geht also auch darum international an Einfluss
zu gewinnen.

International gibt es geteilte Meinungen zu dem Projekt, je nachdem, wie
nützlich oder schädlich die Staaten das Projekt für sich einschätzen. Die
Staaten, in die die Investitionen fließen sollen, erhoffen sich natürlich einen
Aufbau  ihrer  Infrastruktur  (Zentralasien,  Südostasien,  Afrika,  Pakistan).
Russland ist einer der stärksten Befürworter, da Russland unabhängiger vom
Westen werden will und auf Investitionen aus China erhofft. Von diesen ist
jedoch bisher wenig angekommen. Außerdem ist die neue Seidenstraße ein
Stück  weit  auch  ein  Konkurrenzprojekt  zu  Russlands  „Eurasischer
Wirtschaftsunion“  (Freihandelsabkommen  zwischen  Russland  und  den
meisten zentralasiatischen Staaten). Die europäischen Staaten, allen voran
Deutschland,  fordern,  sich  ebenfalls  an  den  Bauvorhaben  beteiligen  zu
können.  Dies  wurde  von  China  jedoch  selbstbewusst  abgelehnt,  was
Deutschland  verärgerte.
Die USA sind mit Japan die entschiedensten Gegner des Projektes, da sie eine
Stärkung ihres  größten Konkurrenten befürchten.  Die  USA hat  mit  TTIP
(Freihandelsabkommen  für  Europa  und  Nordamerika)  und  TTP
(Freihandelsabkommen  für  Nordamerika  und  die  Pazifikregion)  versucht
China  auszuschließen,  fahren  aber  unter  Trump  zunehmend  einen



protektionistischen  Kurs.  Auch  Indien  steht  dem  Projekt  skeptisch
gegenüber. Erstens sollen keine Investitionen nach Indien fließen, zweitens
werden Straßen, Bahnstrecken und Häfen in dem mit Indien verfeindeten
Pakistan  vorangetrieben.  Diese  sollen  sogar  teilweise  durch  die  Region
Kaschmir führen, die von Indien beansprucht wird. Die chinesisch-indischen
Beziehungen haben sich zuletzt auch wegen Grenzstreitigkeiten im Himalaja
verschlechtert. Da Indien ein bevölkerungsreiches und aufstrebendes Land
ist, ist es sehr relevant, ob es sich zukünftig auf die Seite der USA oder auf
die  Chinas  schlagen  wird.  Bisher  hat  es  diese  Entscheidung  noch  nicht
getroffen.

Allerdings  gibt  es  bei  Chinas  großen  Ambitionen  auch  einige  Haken.
Gewaltige  Infrastrukturprojekte  beanspruchen  auch  einen  gewaltigen
zeitlichen Aufwand. Es wird wohl noch 10 Jahre dauern, bis die Arbeiten an
der neuen Seidenstraße richtig in Gang kommen. Auch die bisher sehr wage
Planung muss bis dahin konkretisiert werden.
Weiter ist die Finanzierung bei weitem nicht gesichert. Zwar will China den
Wert von bis zu 1 Billionen investieren, nötig sind nach Schätzungen aber
zwischen  4,5  und  26  Billionen.  Einen  Teil  soll  auch  die  Asiatische
Infrastrukturinvestmentbank  (AIB)  leisten.  Sie  ist  das  chinesische
Konkurrenzprojekt  zum IWF und  der  Weltbank,  die  beide  von  den  USA
dominiert werden. China ist jedoch zweifellos auf die Unterstützung anderer
Staaten angewiesen. Es bleibt außerdem abzuwarten, ob China in der Lage
sein wird, die verschiedenen Einzelinteressen der teilhabenden Staaten zu
befriedigen. Diese werden nämlich nur mitmachen, wenn sie selbst einen
Zugewinn  davon  haben,  was  China  gebetsmühlenartig  versichert.
Desweiteren könnte die Instabilität einiger Staaten, wie z.B. Afghanistans,
aber auch einiger Staaten Zentralasiens, das Projekt bedrohen. Dabei zeigte
sich 2010 in Kirgisistan, dass China bisher unfähig war, auf entsprechende
Krisen militärisch in seinem Interesse zu reagieren.
Nebenbei  regt  sich  auch  Widerstand  in  der  Bevölkerung  gegen  Chinas
rücksichtslose Politik, die Vertreibungen und schwere Umweltschäden mit
einschließt.  Umweltaktivisten und die lokale Bevölkerung protestieren,  in
Pakistan  gab  es  sogar  einen  Anschläge  von  Islamist_Innen  auf  eine
Hafenbaustelle  am  indischen  Ozean.



Die Seidenstraßevisionen Chinas zeigen, dass Chinas Kooperationen mit den
zentralasiatischen  Staaten  als  Erfolg  gewertet  werden  und  es  sich  auch
deshalb weiter in diese Richtung orientieren will. Außerdem beweisen sie,
dass  China  mitt lerwei le  selbstbewusst  genug  ist ,  of fen  mit
Weltmachtambitionen aufzutreten und hofft, sich mittelfristig als führende
Imperialistische  Macht  etablieren  zu  können.  Die  USA  dagegen  würde
zweifelsohne  weiter  an  Boden  verlieren,  wenn  China  seine  Ziele
verwirklichen kann. Wie erfolgreich das gesamte Projekt wird und welche
Staaten sich in einen zukünftigen chinesischen Block einreihen werden, wird
sich allerdings erst in einigen Jahren zeigen.

Frauenbefreiung international!
Diskussionsveranstaltung der Neuen anti-kapitalistischen
Organisation-Berlin zum internationalen Frauentag

Dass es in Indien mit Frauenrechten nicht weit her ist, ist nichts
neues. Fast wöchentlich erreichen uns Nachrichten von
Massenvergewaltigungen und anderen Misshandlungen. Die Pink Sari
Bewegung ist in den letzten Jahren im Zusammenhang mit dem Kampf gegen
diese Unterdrückung aufgekommen.Welche Arbeit macht diese Gruppe
praktisch?
Und bieten sie eine Perspektive für die Stellung der Frau in Indien?
In China hingegen hört man immer wieder von „Mord ab weiblichen
Säuglingen“ als Folge der Ein-Kind-Politik. Doch wie hat sich der
Maoismus dort auf die Bewertung der Geschlechter ausgewirkt und in
welche Richtung ging und geht die Entwicklung nach der Restauration des
Kapitalismus?
Zuletzt werden wir einen Blick auf das ach so gleichberechtigte Europa
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werfen. Denn welchen Wert haben die Frau und der weibliche Körper hier
heute wirklich? Existiert Frauenunterdrückung in Zeiten einer Frau als
Regierungsoberhaupt überhaupt noch?
Diese und weitere Fragen wollen wir zusammen mit euch diskutieren.
Also kommt vorbei und beteiligt euch an der Debatte!

Sonntag, 09.03.
18:00
Ana-Fatma Zentrum
Tempelhofer Ufer 1
Nähe Ubahnhof Hallesches Tor

Ausgrenzung  und  Befreiung  in
Saudi Arabien
Das  Saudi-Arabische  Regime  hat  Pläne  bekannt  gegeben,  nach  denen
industrielle Zonen nur für Frauen geschaffen werden sollen, dies wird die
strikte  Trennung  von  Männern  und  Frauen  in  dem  Land  noch  weiter
verfestigen.

 

In Saudi-Arabien gibt es bereits getrennte Schulen,  Universitäten,  Büros,
Restaurants  und  Eingänge  zu  öffentlichen  Gebäuden.  Frauen  wird  der
Führerschein verweigert und sie dürfen das Haus nur in Begleitung eines
männlichen Verwandten verlassen.

Gewaltsame  Unterdrückung  gegen
Frauen, die den extrem repressiven
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Gesetzen  in  Saudi  Arabien  nicht
folgen,  ist  alltäglich

Bei solch strengen Gesetzen, die bestimmen, welche Kleidung Frauen tragen
dürfen, was sie tun und wohin sie gehen dürfen, ist es kein Wunder, dass nur
1 5 %  d e r  A r b e i t e n d e n  w e i b l i c h  s i n d  –  o b w o h l  6 0 %  d e r
Hochschulabsolvent_innen Frauen sind.  Von diesen Akademikerinnen sind
78%  arbeitslos  –  der  herschende  Familienclan  weiß,  dass  dies  soziale
Unruhen auslösen kann.

Klingt  diese extreme Ausgrenzung nicht  bekannt?  Durch die  „Jim Crow“
Gesetze im Süden der USA gab es massive rassistische Ausgrenzung und
getrennte  Einrichtungen  für  Weiße  und  Schwarze  unter  der  Floskel
„Getrennt aber Gleich“. In Wahrheit waren die Einrichtungen alles andere als
gleich.

Durch  die  Einführung  von  „Nur-Frauen“  Arbeitsplätzen,  welche  die
gesellschaftliche  Spaltung  nur  noch  vergrößert,  wird  nichts  gegen  die
fundamental sexistische Basis dieser Geselllschaft getan.

Diese Arbeitszonen werden nur das Recht der Männer, nämlich das Leben
der Frau zu diktieren, verfestigen und gleichzeitig die Stellung der Frauen
als massiv unterdrückte gesellschaftliche Schicht beibehalten.

Ähnlich  wie  in  den  60ern  in  den  USA  müssen  die  saudischen  Frauen
Widerstand  leisten  gegen  die  Pläne,  nach  denen  sie  in  Arbeitsghettos
zusammengedrängt  werden  sollen.  Sie  müssen  dabei  von  einer
internationalen  Solidaritäts-Bewegung unterstützt  werden.  Sie  sollten  die
Gleichstellung vor dem Gesetz, das Recht auf gleiche Arbeit und das Recht
auf Führungspositionen fordern.

Eine  solche  Bewegung  aufzubauen  wird  keine  einfache  oder  schnelle
Aufgabe sein – trotzdem ist es unbedingt notwendig. Die Proteste während
des „Arabischen Frühlings“ haben die Möglichkeit  für Widerstand in der
Saudi  Arabischen  Gesellschaft  bewiesen.  Der  jetzige  Versuch,  die
Geschlechtertrennung weitergehend gesetzlich zu legitimieren könnte ein
Auslöser für weitere Proteste sein.



Nicht nur die Aufstände in Ägypten
haben gezeigt, dass Frauen oftmals
in den ersten Reihen der Revolution
stehen.

Seltsamerweise sind die USA bei diesem Thema still. Der sogenannte globale
Verteidiger der Freiheit ist Saudi Arabiens stärkster Verbündeter und leistet
dem Regime jedes Jahr milliardenschwere Rüstungshilfe. Diese Hilfe wurde
erst vor kurzem dazu genutzt den Aufstand im benachbarten Bahrain brutal
niederzuschlagen  –  die  saudische  Regierung  wird  auch  nicht  davor
zurückschrecken,  ihre  Waffen  gegen  die  eigene  Bevölkerung  zu  richten.

Doch die Frauen in Saudi-Arabien fürchten keine Waffen oder Bomben, wenn
ihr  Leben  onehin  in  jedem  Bereich  von  dem  reaktionären  Regime
eingeschränkt  wird.  Sie  werden  sich  von  den  Frauen  aus  Ägypten  und
Tunesien  inspirieren  lassen,  die  in  der  ersten  Reihe  ihrer  eigenen
demokratischen Revolution standen. Die einzig fortschrittliche Lösung ist ein
Kampf  zur  Gleichstellung  aller  Geschlechter.  Dieses  Ziel  ist  untrennbar
verbunden mit dem Sturz der saudischen Monarchie und deren Ersetzung
durch  eine  auf  Räte  der  Arbeitenden-  und  Landbefölkerung  gestützte
Demokratie,  in  der  die  Produtionsmittel  der  Mehrheit  derGesellschaft
gehören und von dieser verwaltet werden. Dieser revolutionäre Kampf muss
von Frauen ausgehen oder er wird nicht beginnen.

Ein Übersetzung des Artikels „Segregation and Liberation  in Saudi
Arabia“ von unserer Schwestersektion in Großbritannien

Griechenland:  Massenaktion
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gegen den Rassismus!

Genoss_innen aus Großbritannien und
Österreich tragen ein Transparent mit
der Aufschrift „Greece Solidarity 2012“

Am 24.8. fand in Athen eine Demonstration statt, um gegen die regelmäßigen
rassistischen Übergriffe zu protestieren. Die Angriffe kommen sowohl von
der faschistischen Partei Chrysi Avgi (goldene Morgenröte), als auch von der
Polizei  (laut  Umfragen  haben  bei  den  letzten  Wahlen  über  50%  der
Polizist*innen Chrysi Avgi gewählt). Erst Anfang August wurden im Zuge der
Aktion „Xenios Zeus“ 6500 Menschen aufgrund ihrer Hautfarbe verhaftet,
auf Verdacht sie könnten illegale Einwanderer*innen sein. Von diesen 6500
Menschen sollen nun 1500 abgeschoben werden.

Laut Polizeiberichten fanden sich etwa 3000 Menschen auf dem Omounia
Platz ein, um gegen Faschismus und Polizei zu demonstrieren. Wer dort war,
weiß allerdings, dass die Zahl der Teilnehmer*innen in Wirklichkeit mehr als
3 mal so groß war.

Wir von REVOLUTION waren mit einer Solidaritätsdelegation aus England
und Österreich  auch auf  der  Demo.  Damit  waren wir  eine  der  wenigen
Organisationen,  die an dem Tag auf der Straße waren.  Bis auf Antarsya
waren die anderen Arbeiter*innenparteien nicht oder nur als Einzelpersonen
auf der Demonstration trotz ihrer Unterschrift unter dem Aufruf.

Der  Großteil  der  Demonstrant*innen  waren  Migrant*innen  aus  Pakistan,
Bangladesh und Indien, da deren Community über die Immigrant Workers
Union zentral für die Organisierung des Protests verantwortlich waren. Es
waren kaum Frauen auf der Demonstration, erst bei genauerem Hinsehen
konnte man einige wenige in der Menge erkennen. Das liegt daran, dass ein
Großteil  der  griechischen  Migrant*innen  Männer  sind.  Auf  der
Demonstration  waren  neben  Frauen  auch  sehr  wenige  Griech*innen,
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diejenigen die anwesend waren, waren meistens von linken Organisationen,
die  die  Demo unterstützten.  Wir  von  REVOLUTION verteilten  Flyer  und
Zeitungen, die uns förmlich aus den Händen gerissen wurden. Dies zeugt
vom  Hunger  der  griechischen  Migrant*innen  nach  Antworten  auf  die
rassistische  Hetze  und  Gewalt  die  sie  täglich  erfahren.  Auch  wenn  die
Faschist*innen  natürlich  eine  enorme  Gefahr  darstellen,  haben  die
Migrant*innen mit  denen wir  über  ihre  Erfahrungen geredet  haben,  uns
gesagt, dass die Diskriminierung und Terrorisierung durch die Polizei für sie
das größere Problem darstellt.

Wir glauben, dass einer der wichtigsten Kernforderungen in diesem Fall das
O r g a n i s i e r e n  v o n  S e l b s t v e r t e i d i g u n g s e i n h e i t e n  d e r
Migrant*innencommunities  gemeinsam  mit  linken  Aktivist*innen  und
Vertreter*innen der Arbeiter*innenbewegung sein muss um Migrant*innen,
Linke und Homosexuelle vor Übergriffen durch Polizei und Faschist*innen zu
schützen.  Diese  Komitees  sollten  regional  nach Bezirken und Stadtteilen
organisiert  sein,  Nachtpatrouillen stellen und bewaffnet  sein.  Aus diesen
Strukturen  können  sich  Einheiten  entwickeln,  die  Demonstrationen  und
Streiks der Arbeiter*innenbewegung schützen können und auch die Rolle
einer Vorstruktur für Arbeiter*innenmilizen darstellen. Es ist offensichtlich,
dass die griechische Linke dieser Aufgabe noch nicht gerecht wird.

Die Vertreter*innen der linken Organisationen (Syriza, Antarsya) mit denen
wir uns unterhalten haben, geben meist nur den parlamentarischen Kampf
gegen die Faschist*innen oder das Organisieren von Demonstrationen als
Antwort, praktische Ansätze wie man die Gewalt gegenüber Migrant*innen
aufhalten soll gibt es bei ihnen kaum.

Die Anarchist*innen von denen einige an der Demonstration beteiligt waren,
liefern sich zwar ab und zu Kämpfe mit den Faschist*innen bei denen die
Faschos meistens den Kürzeren ziehen, haben jedoch kein Konzept ihren
Widerstand auf eine breite Massenbasis auszuweiten.

Die Demonstration an sich war sehr laut und kämpferisch,  es gab keine
Auseinandersetzungen mit der Polizei und generell war ein verhältnismäßig
kleines  Polizeiaufgebot  anwesend.  Nach  der  Abschlusskundgebung  am



Syntagma  Platz  verließen  viele  als  Demonstrationszug  die  Kundgebung.
Diese  Demonstration  war  eine  der  größten  antifaschistischen
Mobilisierungen  in  Athen  in  den  letzten  Wochen.

Bericht der Solidaritätsdelegation von REVOLUTION in Athen

Ein neues Schuljahr – Wie weiter
im Kampf gegen Bildungsabbau?
Wir veröffentlichen hier ein Interview über die aktuellen Bildungsproteste,
das Genoss_innen der Gruppe Arbeitermacht mit einem unserer Mitglieder
führten und auch auf der Arbeitermachthomepage veröffentlicht wurde. Das
Interview wurde mit Robert Teller über momentane Probleme, internationale
Kämpfe und revolutionäre Perspektiven für die Kämpfe der Jugend um das
Thema Bildung geführt.

Arbeitermacht (AM): Revolution war in den letzten Jahren eine der
aktivsten Gruppen bei  der  Organisierung von Bildungsstreiks  und
Aktionen. 2011/12 gab es jedoch eine erkennbare Abschwächung der
Bewegung  an  Unis  und  Schulen.  Auf  der  diesjährigen  REVO-
Konferenz wurde über die Ursachen dieser Entwicklung diskutiert.
Worin seht ihr die Hauptursachen?

Von  REVOLUTION  mitorganisierter
Protestzug  von  Schüler_innen  an
einer  Schule  in  Pankow,  beim
Schulstreik  2011  in  Berlin

Robert: Das größte Problem in der Bildungsstreikbewegung ist, dass in den
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Kämpfen  der  letzten  Jahre  keine  dauerhaften  Organisationsstrukturen
gebildet  wurden,  die  eine  gezielte  Kampagne  gegen  Bildungsabbau
u.a..Angriffe auf die Rechte der Jugend führen könnte. Es gibt in Deutschland
viele tausend Jugendliche, die bereit sind, mit allen Mitteln für ihr Recht zu
kämpfen.  Es  gab  ein-  oder  mehrtägige  Streiks  und  sogar  anhaltende
Besetzungen in den Unis. Doch bisher haben wir nur wenige Forderungen
durchsetzen  können,  und  diese  wenigen  Erfolge  wurden  von  manchen
Gruppen als Vorwand genommen, die Bewegung für beendet zu erklären.

Wir – und dies gilt für die große Mehrheit der AktivistInnen in der Bewegung
– meinen, dass der Kampf weitergehen muss. Hierfür müssen wir aber die
Fehler der Vergangenheit benennen und Schlüsse für die Zukunft ziehen.
Wenn  eine  Belegschaft  streikt,  um z.B.  Lohnforderungen  durchzusetzen,
dann tut sie das solange, bis sich die „Arbeitgeber“ gezwungen sehen, die
Forderungen zu akzeptieren. Wenn der Druck nicht ausreicht, müssen sie
alles  daran  setzen,  sich  mit  anderen  Belegschaften  zu  verbinden,
demokratisch gewählte Streikleitungen zu bilden und all  jene mit  in den
Kampf  zu  ziehen,  die  ihnen  solidarisch  gegenüberstehen  und  ähnliche
Interessen haben. Es ist die erste Aufgabe jeder Bewegung, ihre Organisation
auf  ein  stets  höheres  Niveau zu  heben,  um die  Kampfkraft  zu  erhöhen,
bestehende AktivistInnen zu dauerhaften KämpferInnen zu machen und in
kommenden Aktionen alle  anderen Unterdrückten,  die  bisher  nicht  aktiv
waren, zu gewinnen.

AM: Auch in den letzten Wochen und Monaten gab es Schulstreiks,
z.B. in Dresden und Solingen. Aber diese scheinen wenig miteinander
koordiniert  zu  sein.  Was  schlagt  ihr  vor,  um  diese  Aktionen  zu
verbinden und bundesweite Strukturen aufzubauen?

Bildungsstreik  in  Solingen am 29 Jnui
2012 in Solingen.

R o b e r t :  W i r  b r a u c h e n  i n  d e r  B i l d u n g s s t r e i k b e w e g u n g
Organisationsstrukturen, die von allen AktivistInnen gewählt und abgewählt
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werden  können  und  in  deren  Auftrag  den  Kampf  vereinheitlichen  und
vorantreiben.  Die  Bildungsstreik-Konferenzen  müssen  verbindlichen
Charakter haben. Es bringt nichts, sich für zwei Tage zu treffen und die
meiste  Zeit  darüber  zu  diskutieren,  ob  Mehrheitsentscheidungen
undemokratisch sind oder ob es den Anwesenden erlaubt ist, nichtvegane
Nahrung zu essen.

Die  Konsens-BefürworterInnen  haben  offenbar  nicht  begriffen,  dass  die
Bewegung konkrete Aufgaben zu erfüllen hat: Millionen von Jugendlichen
vegetieren in sinnlosem Schulunterricht, Billigjobs oder Arbeitslosigkeit. Sie
sind  täglicher  Repression  durch  LehrerInnen,  Chefs  oder  Behörden
unterworfen.  Diese  ungerechten  und  unterdrückerischen  Verhältnisse  zu
bekämpfen ist unsere Aufgabe, und wir müssen von allen linken Kräften,
auch von Reformisten wie DIE LINKE und den Gewerkschaften einfordern,
jede nur mögliche Unterstützung zu leisten. Ein großes Problem der Jugend
ist,  dass es keine gemeinsame Interessenvertretung gibt,  wie es bei  den
ArbeiterInnen  die  Gewerkschaften  sind.  Wir  wollen  daher  eine
SchülerInnengewerkschaft aufbauen. Diese sollte eine dauerhafte Basis für
alle Jugendkämpfe darstellen, nur von diesen Jugendlichen kontrolliert sein
und  zugleich  –  wie  die  ArbeiterInnengewerkschaften  –  Schutz  vor
individueller  Repression  durch  LehrerInnen  oder  den  Staat  bieten.

AM: Welche Forderungen und welche Organisationsformen schlagt
ihr  zum  Aufbau  einer  bundesweiten  Bewegung  vor?  Wie  sollen
Unverbindlichkeit  und  mangelnde  Kontinuität  überwunden  werden?

Robert:  Es  sollten  regelmäßige  bundesweite  Konferenzen stattfinden,  die
allen  AktivistInnen  offenstehen.  Sie  sollten  durch  Mehrheitsentscheid
bestimmen, welche Aktionen für welche Ziele als nächstes stattfinden, mit
welchen Mitteln wir für welche Forderungen kämpfen.Die Entscheidungen
müssen verbindlich sein. Es muss für alle TeilnehmerInnen möglich sein,
Anträge einzubringen, die diskutiert und abgestimmt werden. Es darf keine
politische Steuerung durch „Vorbereitungsgruppen“ o.ä. geben.
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Entscheidungen sollten demokratisch
d iskut ier t ,  a l l e rd ings  auch
zielgerichtet getroffen werden, damit
die  Bewegung  sich  durch  die
praktischen Erfahrungen entwickeln
und definieren kann!

Unsere  Forderungen  in  der  Bildungsbewegung  haben  wir  im
„Aktionsprogramm  Bildung“  dargelegt.  Dazu  gehören  beispielsweise  die
Neueinstellung von 100.000 LehrerInnen, Sofortinvestitionen von 40 Mrd.
Euro und die Verkleinerung der Klassen auf max. 20 SchülerInnen. Dazu
gehört  die  Abschaffung  des  dreigliedrigen  Schulssystems  und  die
Durchsetzung von Lehr- und Lernmittelfreiheit, also freier und kostenloser
Zugang zu den Schulen.  Wichtig  sind jedoch auch Forderungen wie das
Streikrecht für SchülerInnen und LehrerInnen, Freiheit der Organisation und
P r o p a g a n d a  a n  S c h u l e n  u n d  V e r b o t  a l l e r  s c h u l i s c h e n
Repressionsmaßnahmen, denn heute ist unser Kampf durch die Willkür und
der  Schulbehörden  sehr  schwer.  Außerdem fordern  wir  das  Verbot  von
Religions- oder Moralunterricht an den Schulen.

AM: Welche Gruppierungen sollen dazu einbezogen werden?

Robert: Wir fordern alle Organisationen und Individuen zur Teilnahme auf,
die den grundlegenden Forderungen für bessere Bildung zustimmen. Alle
politischen Kräfte  haben nicht  nur  das Recht,  sondern die  Aufgabe,  den
Kampf zu unterstützen. Dies gilt natürlich nicht für Rechte oder Reaktionäre
–  aber  wir  haben derzeit  nicht  das  Problem,  dass  diese  sich  in  unserer
Bewegung tummeln.  Wir fordern von Bündnispartnern nicht  weitgehende
politische Übereinstimmung als Voraussetzung. Wir kämpfen für konkrete
Ziele,  und  wer  diese  Ziele  teilt,  ist  aufgefordert,  sich  dem  Kampf
anzuschließen.

Zusammen  Kämpfen  -
Gemeinsam  Streiken!
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Natürlich  muss  dann  innerhalb  der  Bewegung  notwendigerweise  die
Diskussion geführt werden, wie diese Ziele durchgesetzt werden können, und
welche Forderungen wir an die Schulen und an die Regierung richten. Hier
gibt  es  unterschiedliche  Positionen,  die  offen  diskutiert  und  schließlich
demokratisch  entschieden werden müssen.  Es  muss  auch stets  die  volle
Freiheit der Kritik an anderen Strömungen gewährleistet sein. Gerade weil
verschiedene  Strömungen  in  der  Bewegung  arbeiten,  ist  es  wichtig,
Differenzen zu diskutieren. Wenn das nicht möglich ist, werden wir keine
Einheit  im  Kampf  erreichen,  sondern  sektiererische  Einzelaktionen
verschiedener  Kräfte.

AM:  Welche  Forderungen,  welche  zentrale  Perspektive  schlägt
REVOLUTION  für  das  Bildungssystem  über  Forderungen  einer
Einheitsfront  hinaus  vor?

Robert: Als KommunistInnen verstehen wir den Kampf für bessere Bildung
natürlich als Kampf gegen den bürgerlichen Charakter des Bildungssystems.
Wir  richten uns  nicht  gegen ein  vermeintlich  „falsches  Verständnis“  der
Politik in Bezug auf das Bildungssystem – wir wollen das Bildungssystem
vollständig der Kontrolle durch den bürgerlichen Staat entreißen.

Das  bürgerliche,  kapitalistische  Bildungssystem  dient  immer  der
Aufrechterhaltung und Festigung der bürgerlichen Klassengesellschaft. Hier
werden  den  Bedürfnissen  der  Kapitalisten  entsprechend  zum  einen
ProletarierInnen, zum anderen die kommende „Elite“ produziert – jeweils
nochmals vielfach unterteilt. Viele der Haupt- und Realschulabgänger
werden auf lange Zeit der „industriellen Reservearmee“ angehören, während
ein kleiner Teil  von Hochschulabsolventen die nächste Funktionärsschicht
der herrschenden Klasse stellt.

Unsere  Ziele  erschöpfen  sich  daher  nicht  in  ein  paar  finanziellen
Zuwendungen und ein wenig mehr Gleichberechtigung. Das einzig gerechte
Bildungssystem  ist  eines,  das  von  den  Betroffenen  –  SchülerInnen,
LehrerInnen und ArbeiterInnen – demokratisch kontrolliert wird. Diese sollen
über finanzielle  Ausstattung,  Lehrpläne u.a.  entscheiden.  Der Polizei  und
Bundeswehr muss der Zutritt zu Schulen verboten sein. Um dies umzusetzen,



werden wir Gegenmachtorgane aufbauen, die entschlossen und in der Lage
sind, dem bürgerlichen Staat die Schulen und Unis zu entreißen, diese im
Interesse der unterdrückten Jugend umzuwälzen und die Errungenschaften
gegenüber dem Staat zu verteidigen.

AM: Könnten nicht die Kämpfe gegen Kürzungen im Bildungswesen
auch ein Mittel zum Aufbau einer europaweiten Bewegung werden?
Ist dazu etwas geplant, hat REVOLUTION dazu Vorschläge?

In  Quebec,  Kanada kämpfen
Jugendliche und Studierende
seit Monaten milutant gegen
die Angriffe der Regierung.

Robert:  In  den letzten  Jahren haben wir  in  vielen  Ländern  Kämpfe  und
Aufstände von Jugendlichen gegen das marode Bildungswesen erlebt – nicht
nur in Europa, sondern z.B. auch in Chile oder Kanada. Dies geschieht vor
den  Augen  der  Welt  und  wir  können  uns  ein  Beispiel  nehmen  an  den
Kämpfen  in  Chile,  wo  Jugendliche  gemeinsam  mit  ArbeiterInnen  sehr
entschlossen  und  militant  gekämpft  haben.  Die  Bedingungen  für  die
Vereinigung  dieser  Kämpfe  zu  einer  ungleich  stärkeren,  internationalen
Bewegung sind gut.

Wir haben zudem die Aufgabe, Unterdrückte in Ländern zu unterstützen, wo
die  Situation  noch  viel  prekärer  ist,  z.B.  in  Griechenland.  Bei  all  den
Nachrichten über die Krise geht es beinahe unter, dass die Regierung die
Universitätsbudgets allein in diesem Jahr um 20% gekürzt hat. Die Qualität
der Ausbildung ist sehr schlecht und ohnehin bekommen nur die wenige
einen Studienplatz.

Wir treten dafür ein, die Bewegung auch international so eng wie möglich zu
vereinen. Nicht nur, damit wir gemeinsam mehr werden – es ist essentiell,
weil die Bildungsproteste, die Proteste gegen Sparpakete und die Krise in
allen Ländern den selben Gegner haben: das marode kapitalistische System.
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Im Moment sind GenossInnen von REVOLUTION in Griechenland, um dort
Kontakte  zu  machen  mit  AktivistInnen,  mit  StudentInnen,  kämpfenden
Belegschaften  oder  Migrantenorganisationen.

Es gab bereits europa- oder weltweite Aktionstage, wie am 27.11.2011. Um
die Kämpfe wirklich auf eine höhere Ebene zu heben, treten wir für eine
europaweite Konferenz der Jugend- und Antikrisenbewegung ein, die einen
gemeinsamen Plan für die Kämpfe der Unterdrückten erarbeiten müsste.

AM: Wie greift REVOLUTION konkret an Schulen ein? Baut ihr dazu
eigene REVO-Gruppen auf? Was tun diese?

Robert: Alle GenossInnen, die zur Schule gehen, arbeiten in Streikkomitees,
oder versuchen solche aufzubauen. Vor allem in Berlin sind die Erfolge gut,
auch  wenn  im  letzten  Jahr  das  Bündnis  „Bildungsblockaden  einreißen“
gespalten  wurde.  Die  Aufgabe  von  Streikkomitees  ist  es,  die  konkreten
Probleme an der Schule zu diskutieren,  Kämpfe zu organisieren und die
SchülerInnen für den Kampf zu gewinnen. Die REVOLUTION-Konferenz hat
nun  beschlossen,  dass  wir  diese  Aktivitäten  ausweiten,  auch  in  anderen
Städten. Wenn wir an einer Schule genügend Kräfte haben, bauen wir dort
auch REVOLUTION-Gruppen auf, um weitere GenossInnen zu gewinnen und
unsere Vorschläge in den Komitees zu vertreten.

AM: Oft wird der Vorwurf erhoben, der Aufbau von REVOLUTION-
Gruppen an Schulen oder Unis stünde im Widerspruch zum Aufbau
der Bewegung oder von Bündnissen. Was entgegnet ihr dem?

Robert: Um unsere Organisation aufzubauen und zu festigen, werden wir, wo
immer  möglich,  Schul-,  Hochschul-  oder  Betriebsgruppen  bilden,  wo  wir
unsere Positionen in Bezug auf die jeweiligen Probleme konkret diskutieren
und  entwickeln  und  so  auch  weitere  GenossInnen  gewinnen.  Dies
widerspricht  nicht  der  Arbeit  in  Bündnissen  und  steht  auch  nicht  in
Konkurrenz  dazu.  Im  Gegenteil:  In  einem  Aktionsbündnis  arbeiten
verschiedene politische Strömungen und Individuen für gemeinsame Ziele,
organisieren Aktionen, bei denen sich jede Gruppe den Entscheidungen des
Bündnisses unterwirft.



Als politische Organisation haben wir jedoch ganz bestimmte Positionen und
Vorschläge, die wir in diese Komitees einbringen, weil wir denken, dass wir
die  Bewegung  dadurch  vorwärts  bringen  können.  Dies  steht  jeder
Organisation  zu.  Manche  verwechseln  Aktionsbündnisse  mit  politischen
Blöcken,  was  dazu  führt,  dass  bestimmte  Kräfte  sektiererisch  aus  dem
Bündnis ausgestoßen werden.

AM: Noch eine letzte Frage. Wo können interessierte GenossInnen
eure  politischen  Vorschläge  nachlesen?  Wie  können  sie  mit  den
Ortsgruppen in Kontakt kommen?

Robert: Unser „Aktionsprogramm Bildung“ kann man auf unserer Website
herunterladen oder von den Ortsgruppen erhalten. Auf der Website befinden
sich auch andere Grundlagendokumente wie das Internationale  Manifest.
Interessierte  können  jederzeit  über  die  Website  oder  Facebook  Kontakt
herstellen  und  auf  die  Ortsgruppentreffen  kommen.  Alle  Interessierten
können sich über unsere Kontaktadressen oder bei den Ortsgruppen melden.

Verteidigt  den  Streik  der
griechischen
Stahlarbeiter_innen!

Das  Stahlwerk  von  Chalevourgia  aus  der
Entfernung. Im Vordergrund links sieht man
ein  Spruchband  von  PAME,  einer  der  KKE
nahen Gewerkschaft.

Am Freitag. den 20. Juli  wurde das Stahlwerk in Chalivourgia, das seit über
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neun Monaten von den 380 Beschäftigten bestreikt und besetzt wurde, von
der Polizei mit Tränengas und Knüppeln geräumt. Der Streik, der für viele
Arbeiter_innen in- und außerhalb Griechenlands ein Vorbild war, sollte durch
die  Polizeikräfte  zerschlagen werden.  Der  Streikposten wurde gewaltsam
aufgelöst und 9 Arbeiter_innen verhaftet!

Dieser Anschlag auf die Arbeiterklasse geht auf das Konto der Regierung
Samaras, die sich auf die konservative Nea Demokratia, die nationalistische
PASOK und die „sozialdemokratische“ DIMAR stützt.

Ein  angeblicher  Gesetzesverstoß  bei  einer  Streikabstimmung  vor  zwei
Monaten – eine Entscheidung wurde damals per Handzeichen und nicht per
Urnenwahl gefällt – diente als Anlass, die Aktion für „illegal“ zu erklären und
als  Vorwand,  ein  wichtiges  Symbol  des  Widerstandes  zu  räumen.  Die
Beschäftigen  hatten  das  Werk  besetzt,  um  die  Entlassung  von  120
Arbeiter_innen und weitere Sparmaßnahmen, wie die Streichung des fünften
Arbeitstages der Woche zu verhindern. Der Angriff der Polizei auf den Streik,
war nicht nur ein Angriff auf die Stahlarbeiter_innen sondern auf die gesamte
Widerstandsbewegung.  So  sollen  nicht  nur  die  Streikenden,  sondern  die
gesamte Arbeiterklasse und Jugend des Landes entmutigt werden.

Es  waren  50  mal  mehr  Arbeiter
und  Jugendliche  als  Polizisten
gekommen, um den Stahlarbeitern
ihre Solidarität auszusprechen!

Doch  bereits  am  Abend  fand  eine  Demonstration  mit  mehr  als  5.000
Demonstrant_innen vor dem Werk statt – viele von ihnen KKE- und PAME-
Anhänger_innen. Die Stimmung war kämpferisch und militant, die Polizei in
einer  klaren  Unterzahl.  Doch  die  Führung  der  Streikenden  und  der
Demonstration  –  die  KKE (Kommunistische  Partei)  und  PAME (ihr  nahe
stehende Gewerkschaft) – unterließen es, das Werk wieder zu besetzen.

Am  folgenden  Tag  fand,  wenn  auch  außerhalb  der  Fabrik,  eine
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Streikversammlung statt,  an  der  sich  fast  200 Arbeiter_innen beteiligten
(momentan sind viele Griechen aufgrund des Sommers außerhalb Athens),
die mit großer Mehrheit die Fortsetzung des Streiks beschloss.

Dieser kann allerdings nicht gewonnen werden, wenn er vor allem auf
die Hoffnung setzt,  dass der Kapitalist  durch den Druck des Staates
(welcher die  Polizei  ins  Werk schickte!)  mit  den Streikenden verhandeln
würde.

Diese Hoffnungen oder besser die Illusionen, mit denen Führer_innen von
PAME und KKE die Arbeiter_innen blenden, ist ein Hindernis für dieses Ziel.
Noch  mehr  ist  es  die  Untätigkeit,  die  Passivität  und  ihr  sektiererisches
Verhalten  gegenüber  der  „restlichen“  organisierten  Jugend  und
Arbeiterklasse.  Das  haben  sie  in  der  Vergangenheit  oft  genug  bewiesen.

Unsere  volle  Solidarität  gilt  den  streikenden  Arbeiter_innen  in
Chalivourgia, den Militanten von PAME und KKE, die sich gegen die

Angriffe von Polizei und Staat verteidigen wollen. Nichts desto trotz werden
wir uns nicht davor scheuen unsere Kritik an den Führer_innen von KKE oder
PAME  zu  artikulieren,  denn  letztlich  kann  die  griechische  –  nein  die
internationale Krise – nur auf Grundlage eines revolutionären Programms
gelöst werden!

Am Montag soll eine weitere Demonstration im Zentrum Athens stattfinden,
an der sich auch Genoss_innen der Solidaritätsdelegation von REVOLUTION
und der L5I (Gruppe Arbeitermacht) beteiligen werden.

Dort,  wo es unserer Organisation möglich ist,  werden wir Solidarität mit
allen  Streikenden,  Arbeiter_innen  und  Jugendlichen,  die  den  Kampf  der
Stahlarbeiter_innen unterstützen, aufbauen und für folgende Forderungen
eintreten:

Rücknahme aller 120 Kündigungen, für eine 35-Stunden Woche bei
altem Lohn!
Raus mit der Polizei – für organisierte Verteidigungsstrukturen, die
die Polizei wenn nötig vertreiben können und den Bezirk vor den
dortigen Faschisten schützen!
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Für die Besetzung des Betriebes unter Arbeiterkontrolle. Wenn der
Kapitalist nicht produzieren will, dann sollen es die Arbeiter_innen
unter eigener Regie tun!
 Wenn  der  Kapitalist  den  Forderungen  der  Streikenden  nicht
nachkommt,  soll  das  Werk  unter  Arbeiterkontrolle  verstaatlicht
werden!

Nach der Räumung braucht der Kampf die Unterstützung der gesamten
Arbeiterklasse  und  Jugend.  KKE,  Syriza  und  Antarsya  müssen
gemeinsam  für  eine  landesweite  Unterstützungskampagne  durch
Solidaritätsaktionen und Streiks mobilisieren. Das gilt auch für die großen
Gewerkschaften  ADEDY,  GSEE  und  PAME  sowie  kleinere  oder  lokale
Gewerkschaften.  Dazu  müssen  revolutionäre  und  kämpferische
ArbeiterInnen, wenn nötig, auch gegen bürokratische Führer_innen – egal ob
sie nun der PASOK, der KKE oder Syriza nahe stehen – kämpfen.

Die Verteidigung des Streiks in Chalivourgia sollte auch mit der Verbreitung
des Slogans der Besetzung und Arbeiterkontrolle verbunden werden,  der
bereits durch Antarsya getragen wird. Die Besetzung ist alles andere als ein
Einfall, sondern eines der bekanntesten und wichtigsten Beispiele, wo die
Beschäftigten gegen die Schließung oder Nicht-Bezahlung ihre Löhne zur
Besetzung griffen, ja greifen mussten.

Zugleich zeigen die  Räumung durch die  Polizei  und die  fortgesetzte
Kahlschlagpolitik  der  Regierung  Samaras,  hinter  der  die

imperialistischen Mächte,  wie Deutschland und ihre Institutionen wie die
TROIKA stehen, dass der Kampf um Chalivourgia und die anderen Betriebe
letztlich  nur  politisch  gelöst  werden  kann.  Daher  treten  wir  für  einen
politischen Generalstreik gegen die Angriffe und zum Sturz der Regierung
ein, um so die Bedingungen zu schaffen für eine Arbeiterregierung, die sich
auf  Räte  und  Milizen,  auf  die  Selbstorganisation  der  Masse  der
Lohnabhängigen  stützt.

Erklärung der Solidaritätsdelegation von REVOLUTION und der Liga
für die Fünfte Internationale in Griechenland
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Sommer,  Sonne,  Sozialismus  –
das  war  unser  diesjähriges
internationales Sommercamp

Das diesjährige internationale REVOLUTION Sommercamp fand vom 8.
bis zum 12. August in der nähe Londons statt. Insgesamt waren mehr als

80 Genoss_innen aus Großbritannien, Schweden, Österreich, der Slowakei
und  Deutschland  anwesend.  Tagsüber  gab  es  ein  vielfältiges
Workshopprogramm.

Die  Workshops  reichten  über  den  Aufbau  von  Schulstreikkomitees,
Augenzeugenberichte vom Tahrir Platz in Kairo bis hin zu Diskussionen über
die  Krise  des  Kapitalismus oder  die  Befreiung Palästinas.  Außerhalb der
Workshops nutzten Viele die Möglichkeit der Sport- und Freizeitangebote des
Campinggeländes.

Täglich verfolgten wir die Ereignisse der „Riots“ in London und diskutierten
darüber Campplenum. So verabschiedeten wir zum Beispiel eine Resolution
und einen internationalen Bündnisaufruf, gegen Polizeigewalt und über die
Umstände der britischen Jugend.

Da wir als Jugendorganisation natürlich auch gerne feiern, wurden abends
am  großen  Lagerfeuer  oder  im  Gemeinschaftszelt  Party  gemacht.  Am
Donnerstag war „Broken Dialect“, eine antikapitalistische Hip-Hop Crew, zu
Gast und danach Dj´s, die für uns auflegten.

Das Camp bot viel Raum für Mitglieder, Sympathisanten und Kontakte, um
politische Diskussionen zu führen, aber auch, um neue Freundschaften zu
schließen.  Wir  gehen  daher  nicht  nur  gestärkt  aus  dem  diesjährigen
Sommercamp in  London,  sondern  freuen uns  vor  allem auf  das  nächste
internationale  Sommercamp  in  zwei  Jahren,  dass  wahrscheinlich  in
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Österreich  stattfinden  wird.

IDC  –  junge  Revolutionäre
diskutieren über Weltlage
Vom 05. bis 08. August fand die internationale Delegiertenkonferenz von
REVOLUTION,  die  alle  zwei  Jahr  tagt,  in  London statt.  Auf  unserer
Konferenz,  die  über  die  wichtigsten  politischen  und  wirtschaftlichen
Weltereignisse  diskutierte,  um  die  Schlussfolgerungen  für  unsere
tagtäglichen Kämpfe, sowie unseren Organisationsaufbau zu ziehen, waren
über  30  Genoss_innen  aus  Österreich,  Großbritannien,  Deutschland  und
Schweden anwesend. Leider konnten unsere Genoss_innen aus Sri Lanka,
N e p a l  u n d  P a k i s t a n ,  a u f g r u n d  d e r  r a s s i s t i s c h e n
Einwanderungsbestimmungen der EU, die wir aufs tiefste verurteilen, nicht
teilnehmen!

Trotz  dieses  Mangels  war  die  Konferenz  ein  großer  Erfolg!  Neben
ausführlichen Diskussionen über die Krise, die Sparpakete, die Aufstände im
arabischen Raum und den Widerstand in Europa, sowie die Situation in den
Halbkolonien,  konnten  wir  auch  eine  positive  Bilanz  unseres  eigenen
Organisationsaufbaus  ziehen.  Wir  nahmen  ein  Aufgabenpapier  für  die
kommenden Kämpfe an und wählten eine neue internationale Leitung. Der
Höhepunkt unserer Konferenz war die Annahme unseres neuen Manifestes,
das einen besonderen Schwerpunkt auf die Krise des Kapitalismus und den
weltweit erneut aufflammenden Widerstand setzt.

Zum Ende sangen wir gemeinsam die Internationale, mit dem Bewusstsein,
dass große Aufgaben, aber auch große Chancen vor unserer Organisation
liegen!

Vorwärts  zu  einer  neuen  Jugendinternationale,  Vorwärts  zu  einer
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kommunistischen fünften Internationale, Vorwärts zur Revolution!


